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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 15/13 B 
 
L 3 SB 200/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 SB 220/10 (SG Trier) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdeführer. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 28. Januar 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten des Klägers für das Beschwerdeverfahren zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 28.1.2013 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 40 (anstelle des vom 

Beklagten anerkannten Grades von 30) bejaht. Gegen die Nichtzulassung der Revision in die-

sem Urteil hat das beklagte Land beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die 

mit dem Vorliegen einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache begründet wird. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Beklagten ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen. Keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten 

Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwir-

kung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwer-

debegründung nicht. 

 

Der Beklagte hält es für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, "ob zur Bewertung 

von Gewebeneubildungen des Nasen-Rachen-Raums die MdE-Tabelle zur Begutachtung be-

rufsbedingter Krebserkrankungen heranzuziehen ist oder, ob auch hier die Bewertung aus-

schließlich nach der Versorgungsmedizin-Verordnung zu erfolgen hat und kann". Es kann da-

hinstehen, ob es sich bei dieser Frage in vollem Umfang um eine Rechtsfrage, also um eine 

Frage handelt, die allein mit Hilfe juristischer Methoden beantwortet werden kann. Soweit sie auf 

die Anwendung des § 69 Abs 3 SGB IX bei Bestehen von Gewebeneubildungen des Na-

sen-Rachen-Raums abzielt, es also um die rechtlichen Grundsätze zur Feststellung des GdB 

geht, ist ein rechtlicher Gehalt zu erkennen. Indessen hat es der Beklagte versäumt, die Klä-

rungsbedürftigkeit der von ihm angesprochenen rechtlichen Problematik näher darzustellen.  

 

Die Klärungsbedürftigkeit ist zu verneinen, wenn die Rechtsfrage bereits höchstrichterlich be-

antwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 und 65), wenn die 
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Antwort unmittelbar aus dem Gesetz zu ersehen ist (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1; BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 7), wenn sie so gut wie unbestritten ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17), wenn 

sie praktisch außer Zweifel steht (BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder wenn sich für 

die Antwort in anderen Entscheidungen bereits ausreichende Anhaltspunkte ergeben (BSG 

SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 Nr 8; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 

2010, RdNr 313 ff). Dementsprechend hätte sich der Beklagte erschöpfend mit der vorliegenden 

Rechtsprechung des BSG zur Feststellung des GdB unter Anwendung der Versorgungsmedizi-

nischen Grundsätze (Anlage zu § 2 Versorgungsmedizin-Verordnung) auseinandersetzen und 

darstellen müssen, dass und warum sich die aufgeworfene Frage anhand der vorliegenden 

höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht oder nicht vollständig beantworten lasse. Daran fehlt 

es. 

 

Der Beklagte führt selbst Rechtsprechung des BSG an, aus der sich ergibt, dass der GdB nach 

den Versorgungsmedizinischen Grundsätzen zu bestimmen ist, soweit die darin enthaltenen 

Vorgaben mit höherrangigem Recht vereinbar sind und dem Stand der Wissenschaft entspre-

chen. Es wird nicht deutlich, warum diese rechtlichen Grundsätze nicht ausreichen, um die vom 

Beklagten aufgeworfene Frage zu beantworten. Soweit sich das LSG im konkreten Einzelfall 

nicht an dieser Rechtsprechung orientiert haben sollte, ergibt sich daraus kein Revisionszulas-

sungsgrund (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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